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Editorial

FreiRaum 

Herzliche Grüße

Wolfgang Schlupp-Hauck (wsh) 

Aktion

Liebe FriedensfreundInnen,
vor genau zehn Jahren fuhr ich 
zum ersten Mal nach Genf zur UNO, 
um am Überprüfungsprozess des  
Atomwaffensperrvertrages (NPT) 
als Nichtregierungsvertreter teil-
zunehmen. Im Kof ferraum ein 
aufblasbares »Atomkraftwerk« mit 
einem  Kamin in  Form einer  »Rake-
te«. Damals hatte der Vorsitzende 
die Namensplatte von Nordkorea 
in der Aktentasche, denn das Land 
hatte seinen Austritt aus dem NPT 
ausgesprochen.
Jetzt zehn Jahre später fahre ich 
nicht alleine, sondern in Beglei-
tung eines Filmteams nach Genf. 
Wir werden die Aktivitäten der 
Nichtregierungsvertreter doku-
mentieren für einen Film, der zei-
gen wird, was wir tun können für 
eine atomwaffenfreie Welt. 

»Nuclear Power Powers the Bomb«.
Das aufblasbare »Atomkraftwerk« 
ist wieder dabei. Dass die »fried-
liche« Atomkraf t den Bau von  
Atomwaf fen ermöglicht, führ t 
die bedrohliche Nordkorea-Krise 
deutlich vor Augen. Atomkriegs-
gefahr: mit nuklearen Drohungen 
des rechtmäßig aus dem NPT aus-
getretenen Staates und solchen der 
vertragsgemäßen Nuklearmacht 
USA. Der Atomstreit mit dem Iran 
ist die zweite große Gefahrenquel-
le für einen Krieg. 

Wir können nicht nur, 
wir müssen handeln
Wir dürfen nicht nur mit dem Fin-
ger auf andere zeigen, wir müssen 
auch auf unsere Fehler sehen. 
Noch immer dulden wir, dass die 
Bundeswehr zum Atomwaffenein-
satz bereit ist. Worte und Über-
zeugungsarbeit reichen nicht aus. 
Es braucht Aktionen bis hin zum 
zivilen Ungehorsam. Wir müssen 
den Konflikt dramatisieren und die 
Regierenden zur Abrüstung drän-
gen. Denn entweder schaffen wir 
die Bombe ab oder sie uns.
Deshalb organisieren wir in der 
Kampagne »atomwaffenfrei.jetzt« 
eine 24-stündige gewaltfreie Blo-
ckade des Atomwaffenstationie-
rungsor t s Büchel. Die Zeit zu 
handeln ist jetzt. Wir sehen uns 
dann in Büchel!

Wir rufen auf zur Sitzblockade an den Toren des 
Atomwaffenstandortes Büchel. Warum? Wir 
sitzen weltweit noch auf fast 20.000 Atom-
waffen mit genügend Sprengkraft, um unse-
ren Planeten zwanzig Mal zu vernichten. Auch 
in Deutschland, in Büchel in der Eifel, lagern 
20 US-Atombomben. In einem parteiübergrei-
fenden Beschluss des Bundestags vom 26. März 
2010 wird die Absicht der Bundesregierung 
bekräftigt, den Abzug dieser Atombomben 
aktiv zu verfolgen. Stattdessen wird nun die 
Betriebsdauer der Bomben sogar verlängert. 

Generationswechsel
Nicht nur die USA stellen derzeit die Weichen für 
modernisierte, zielgenauere Atomwaffen. Alle 
atomwaffenbesitzenden Staaten sind kräftig 
dabei, neue Generationen von Atomwaffen zu 
entwickeln. Dieses Szenario passt nicht zu den 
globalen Herausforderungen, die die Menschen 
zukünftiger Generationen bewältigen müssen. 
Die Mittel in Milliardenhöhe werden dringend 
benötigt, um den weltweiten Hunger zu beseiti-
gen, die globale Klimaerwärmung einzudämmen 
oder eine stabile Gesundheits- und Bildungspo-
litik zu finanzieren.

Wir, die heute Lebenden, tragen Verantwor-
tung für die nächsten Generationen.

Ein neues Denken über die Bedeutung von »Si-
cherheit« für Menschen ist dringend notwendig. 

Deshalb übt die Kampagne »atomwaffenfrei.
jetzt« Druck auf die Bundesregierung aus, die 
sofortige Aufnahme von Verhandlungen für einen 
internationalen Verbotsvertrag von Atomwaffen 
zu unterstützen.

Der Verzicht auf nukleare Waffen auf eigenem 
Territorium untermauert die Ernsthaftigkeit der 
internationalen Bemühungen für eine atomwaf-
fenfreie Welt. Wenn Deutschland atomwaffenfrei 
wird, wirkt sich dies positiv auf die internationale 
Abrüstung aus. Wenn Deutschland sich dagegen 
weiterhin an die Stationierung von Atomwaffen 
klammert, ist die Aufforderung an andere Staaten, 
darauf zu verzichten, unglaubwürdig.

Rhythm beats Bombs
Wir rufen zur Blockade am letzten deutschen 
Atomwaffenstandort in Büchel auf. Diese wird 
nicht nur eine einfache Sitzblockade sein, son-
dern wir wollen kurz vor der Bundestagswahl ein 
soundstarkes Zeichen für die Abrüstung setzen, 
indem Gruppen und einzelne Menschen Musik ma-
chen, singen, sprechen oder schweigen für eine 
atomwaffenfreie Welt. Wir rufen MusikerInnen 
auf, bei der Blockade mitzumachen – a capella, 
unplugged oder mit kleiner Anlage. So setzen 
wir unsere eigenen »Abrüstungsinstrumente« 
ein und machen die Tore vom Atomwaffenstand-
ort Büchel musikalisch dicht.

Aktueller Planungsstand

f �2.–5. August: Fastenaktion in Berlin vor dem 
Bundeskanzleramt
f �5.–9. August: Fortsetzung der Fastenaktion 

am Atomwaffenlager Büchel
f �5.–12. August: Camp in der Nähe
f �9.–11. August: Aktionsvorbereitung (Be-

zugsgruppenfindung, Training in gewaltfrei-
er Aktion)
f �11.–12. August: 24-stündige Musikblockade 

und Happening an den Zufahrtstoren des 
»Fliegerhorstes Büchel«, u.a. spielt »Le-
benslaute«

Wir rufen dazu auf, an diesen Aktionen des ge-
waltfreien Widerstands teilzunehmen: als Musi-
kerIn, BlockiererIn oder UnterstützerIn.

Weiterführende Informationen zur 
Aktionsübereinkunft und technische 
Details
www.atomwaffenfrei.de
Anfragen: buechel@atomwaffenfrei.de

Rechtliche Informationen 
zu Akt ionen des Ziv ilen Ungehorsams bei  
Martin Otto, Frankenstr. 77, 35578 Wetzlar
jur.folgen@gaaa.org

�  atomwaffenfrei.jetzt

Aufruf: »Abrüstungsinstrumente –  
Rhythm beats bombs«
Musikblockade und Happening am Atomwaffenlager Büchel: 11.–12. August 2013

Ostermarsch Büchel
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Eines ist sicher: Der Iran braucht - angesichts 
umfangreicher fossiler und auch regenerativer 
Energiequellen - keine Atomenergie. Dennoch 
entschied sich seine Führung für den nuklearen 
Weg. Der emeritierte Politik-Professor Mohssen 
Massarrat (geboren in Teheran) geht davon aus, 
dass neben der Vorstellung, die Atomtechnolo-
gie sei eine unverzichtbare Schlüsseltechnologie, 
auch sicherheitspolitische Motive den Ausschlag 
gegeben haben, nachdem der Iran im Iran-Irak-
Krieg Opfer des Chemiewaffeneinsatzes gewor-
den war. 

Der Iran sieht sich im Einklang mit dem Atom-
waffensperrvertrag, denn dieser sichert das 
Recht auf die friedliche Nutzung der Atomenergie 
zu. Aber wer den nuklearen Kreislauf beherrscht 
kann auch Atomwaffen bauen. Das können heu-
te rund 20 Staaten. Die Medien vernachlässigen 
diesen Aspekt und stellen den Sachverhalt auf 
den Kopf. Nicht die Atomtechnologie, sondern 
lediglich das iranische Atomprogramm wird zur 
gefährlichen Bedrohung hochstilisiert. Rund 
zehn Jahre währt der Konflikt. 

Atomenergie, ein vorgeschobener Streit
Mohssen Massarrat erinnert daran, dass die USA 
vor zehn Jahren den Irak-Krieg mit der Lüge des 
irakischen Strebens nach Atomwaffen legitimiert 
haben. Im Irak haben die USA ein Chaos hinter-
lassen, das jedoch allen Neokonservativen und 
dem hinter ihnen stehenden militärisch-indus-
triellen Komplex alle Wünsche erfüllt hat. Die 
Ölkonzerne sind im Irak wieder voll im Geschäft, 
ein Saddam Hussein, der Amerikas Vasallen am 
Persischen Golf bedroht hat, ist weg. Massarat 
denkt, dass »diesen Kräften klar ist, dass sie mit 
einem Krieg gegen Iran im Gegensatz zum Irak 
keinen Regime-Change herbeiführen können, 
sehr wohl aber ein Chaos.« Es würde ihnen ins 
Konzept passen, denn für weitere 30 Jahre wäre 
dann die Hegemonie dieser Kräfte im Mittleren 
und Nahen Osten »gesichert«. 

Der Nah-Ost-Experte Michael Lüders bezeichnet 
2013 als »das Jahr der Entscheidung«. Er konsta-
tiert: Im Irankonflikt sei der US-Präsident auch 
entmachtet. Obama hat sich selbst unter Zeit-
druck gesetzt, indem er wiederholt verlauten ließ, 
dass er bis Mitte 2013 einen Durchbruch erwarte. 
Andernfalls seien erneut »alle Optionen auf dem 
Tisch« – ein Euphemismus für Angriff und Krieg.

Obama entmachtet
Lüders verweist auf den »Iran Threat Reductions 
Act«. Er wurde vom US-Repräsentantenhaus 
im Dezember 2011 verabschiedet. Danach darf  
»weder der Präsident noch ein Minister, aber auch 
kein US-Diplomat und kein Sondergesandter mit 
dem Iran Verhandlungen aufnehmen oder führen 
(…) sofern nicht die zuständigen Kongress-Komi-
tees dem ausdrücklich zustimmen.« 

Das House Foreign Affairs Committee ist jedoch 
die Hochburg der pro-israelischen Lobby AIPAC.  
Obama hat das zwar nicht ratifiziert, handelt aber 
nach diesen Vorgaben. Es gibt keine bilateralen 
Gespräche und die Sanktionen werden verstärkt.

Verhandeln statt bomben
Um der drohenden Kriegsgefahr entgegenzutre-
ten ist es notwendig, auf den baldigen Beginn der 
UN-Konferenz für Massenvernichtungswaffen in 
der Region und die Teilnahme aller Staaten ohne 
Vorbedingungen zu drängen. Noch hat die Diplo-
matie das Wort und die Friedensbewegung Zeit 
aufzuklären und Lügen zu entlarven. 

 
�  whs

Iran: Das Jahr der Entscheidung?
Der Fall Iran offenbart das Dilemma des Atomwaffensperrvertrages. Auch mit dem Iran stehen  
mit der weiteren Verschärfung der Sanktionen in diesem Jahr die Zeichen mehr auf Konflikt als auf 
Entspannung. Die Konferenz über einen von Massenvernichtungswaffen freien Nahen Osten hat 
nicht, wie bei der NPT-Überprüfungskonferenz 2010 beschlossen, im letzten Jahr statt gefunden. 

Kleinwaffen  
und Frauenrechte – 
dies war Thema bei einem Frauen
frühstück in der Pressehütte, bei 
dem auch die gegenwärtigen Bemü-
hungen zu einem Waffenhandels-
vertrags, ATT, behandelt wurden.
Kleinwaf fen verursachen mehr 
Opfer als jede andere Waffenart, sie 
destabilisieren Gesellschaften und 
hemmen ihre Entwicklung. Über 
70% der Opfer in Kriegsgebieten 
sind Zivilisten. Bis jetzt können 
Kleinwaffen ohne Probleme auch 
von Zivilisten preiswert erworben 
werden, meist illegal, teilweise 
auch legal. Mit Waffengewalt wer-
den Frauen vergewaltigt, zur Pro-
stitution gezwungen, sie werden 
verschleppt oder sie müssen vor 
Gewalttaten flüchten. Beispiele 
gibt es genug, sie begegnen uns 
täglich in den Medien.
Nicht zuletzt dem Drängen von 
NGOs, besonderen  von Amnesty 
international und Oxfam, ist es 
zu verdanken, dass im let zten 
Jahr eine Konferenz tagte, die 
den Handel von Waffen regulieren 
soll. Auch die zweite Konferenz im 
März blieb ohne Erfolg. Erst die 
UNO Vollversammlung hat den ATT 
Vertrag diesen Monat mit Mehrheit 
angenommen. Er verbietet Waf-
fenlieferungen in Krisengebiete, 
wenn sie zu Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit und Kriegsverbre-
chen beitragen können. 
Dies ist ein bescheidener Anfang, 
ein erster Schritt in die richtige 
Richtung.  Weitere Verhandlungen 
müssen folgen. Noch immer ist der 
Export von Munition und Ersatz
teilen sowie die Umsetzung der 
Überwachung, auch des Endver-
bleibs, nicht geregelt. 
Das Thema bleibt spannend und 
wird  von den Frauen weiter be
obachtet.
� Christa Schmaus 

Die Realschülerin Laura Petralito 
ist unser jüngstes Mitglied in der 
Friedenswerkstatt Mutlangen. 
Letztes Jahr, während ihre Eltern in 
der Pressehütte einen Geburtstag 
feierten, studierte Sie das Infor-
mationsmaterial und beschloss, 
aktiv zu werden.  Im Sommer fährt 
sie mit unserem Internationalen 
Workcamp nach Büchel.

Der Irankonflikt wird meist auf ein schlichtes »Gut-Böse«-Schema verkürzt. So schleuderte der Vorsitzender des Auswärtigen  
Ausschusses des Bundestages Polenz (links) auf der Münchner Sicherheitskonferenz dem iranischen Außenminister Salieh ent
gegen: »Der Iran ist ein nuklearpolitischer Geisterfahrer.«
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Bundeswehr-Werber  
aus Büchel
Im Fliegerhorst Büchel in der Eifel 
ist das Jagdbombergeschwader 33 
stationiert. Die dort stationierten 
Soldaten fliegen Einsätze in Af-
ghanistan und trainieren den mög-
lichen Abwurf von Atombomben. 
Die Bundeswehr w irbt mit ih-
ren Jugendof f iz ieren und Kar-
r iereberatern in Schulen sowie 
auf zahlreichen Ausbildungsmes-
sen, Sport- und Musikveranstal-
tungen. Technik, Adventure oder 
Bildungsangebote sind aktuelle 
Marketingschlüssel, die  das Ver-
teidigungsministerium nutzt, um 
die Akzeptanz in der Bevölkerung, 
für die stetig anwachsende Präsenz 
der Bundeswehr im öffentlichen 
Leben und bei Auslandseinsätzen, 
zu steigern. Wir haben im FreiRaum 
bereits  berichtet. 

Auch das Jagdbombergeschwaders 
33  wirbt. In diesem Schulhalbjahr 
sind folgende Schuleinsätzen 
terminiert: 

- �am 15. Mai 2013 in der Koo-
perative Gesamtschule Bitburg,  
10. Klasse

- �am 23. und 29. Mai 2013  in der 
Berufsbildenden Schule Bad Neu-
enahr-Ahrweiler

- �am 12. Juni 2013 in der Integ-
rierten Gesamtschule Morbach 
10. Klasse. 
Was werden die Soldaten den Schü-
lerInnen zum Thema atomare Ab-
schreckung vermitteln?  Was über 
die Kriegseinsätze? 
Möchten Sie aktiv werden? Weitere 
Informationen, Materialien und 
Aktionsideen finden Sie unter:
schulfrei-für-die-bundeswehr.de 

Unter dem Motto »Kein Militär 
und keine Rüstung in Bildung 
und Wissenschaft – Lernen für 
den Frieden!«  sollen im Rahmen 
von dezentralen Aktionstagen vom 
13. bis 15. Juni 2013  in möglichst 
vielen Städten vielfältige und krea-
tive Aktionen und Veranstaltungen 
durchgeführt werden, um Politik 
und Öffentlichkeit auf die zuneh-
mende Militarisierung der Gesell-
schaft aufmerksam zu machen und 
für eine friedliche, aufklärerische 
Ausrichtung von Bildung und Wis-
senschaft zu streiten.

Als ein zentrales Element wird zu 
den Aktionstagen die bundesweite 
Unterschriftenkampagne »Lernen 
für den Frieden!« starten. Unter-
stützungsmeldung an 
lernenfuerdenfrieden@yahoo.de 

Die Global Zero Aktivisten im Europa Parlament
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Europas Haltung zu Nuklearwaffen kann unter-
schiedlicher fast nicht sein. Während es inzwi-
schen in Deutschland nur noch wenige ausge-
sprochene Befürworter von Nuklearwaffen gibt, 
hält zum Beispiel Frankreich eisern an seinem 
nuklearen Arsenal fest. Aus diesem Grund mag 
es für manche zu ambitioniert erscheinen, das 
Wort »united« zu benutzen. »Europe United 
for Zero« hieß dennoch oder gerade deshalb 
die Europa-Kampagne, auf die sich Global Zero 
in Europa im Herbst und Winter 2012 konzent-
riert hat. Es ist an der Zeit, dass sich Europa ge-
schlossen für eine Abrüstung auf Null einsetzt. 

Am Ende einer monatelangen Europa-Kampagne 
wurde am 17. Januar 2013 das Ziel erreicht: Das 
Europäische Parlament hat sich mit 389 Parla-
mentariern, und damit der Mehrheit der Abgeord-
neten, für Global Zeros Abrüstungsplan mit dem 
Ziel einer Welt ohne Atomwaffen ausgesprochen! 
In diesem Sinne kann davon gesprochen werden, 
dass sich Europa »united« diesem Ziel verpflich-
tet hat: Parteipolitische Gesichtpunkte traten 
in den Hintergrund, nationale Grenzen wurden 
überwunden, verschiedene Sprachen wurden 
zweitrangig. Nur so war es möglich, dass sich die 
Mehrheit der Abgeordneten gegen Nuklearwaffen 
aussprechen konnte.

Grundlage war die Verabschiedung der »Schrift-
lichen Erklärung zur Förderung des Handlungs-
plans der Initiative Global Zero für eine schritt-
weise und kontrollierte vollständige nukleare 
Abrüstung weltweit«. Diese Erklärung wurde von 
den Europa-Abgeordneten Jaroslaw Walesa, Rein-
hard Bütikofer, Tarja Cronberg, Sergio Silvestris 
und Janusz Zemke eingebracht und unterstützt. 
Bis zur Verabschiedung der Erklärung war es 
ein langer Weg und einige Überzeugungsarbeit 

war notwendig. Eine kleine Gruppe von jungen 
motivierten Global Zero Aktivisten traf sich mit 
Abgeordneten des Europäischen Parlaments in 
Straßburg, um über unser Anliegen zu diskutie-
ren. Vor allem der Abgeordnete Jaroslaw Walesa 
und seine Mitarbeiter engagierten sich unermüd-
lich und halfen damit, die notwendige Anzahl an 
Unterstützern für eine Welt ohne Atomwaffen zu 
finden. Begleitend teilten Studenten aus ganz Eu-
ropa ihren jeweiligen Abgeordneten in hunderten 
Emails ihren Wunsch nach nuklearer Abrüstung 
mit und es wurden zahlreiche Videos gedreht, in 
denen Studenten Europa dazu aufforderten, sich 
für nukleare Abrüstung auszusprechen. 

Aber letztendlich war dieser Erfolg auch nur 
möglich durch eine breite Unterstützung unse-
rer Kampagne. Allen voran geht der Dank daher 
auch an viele Leser von »FreiRaum«, die sich an 
unserer Unterschriftenaktion beteiligt haben. 
Tausende Menschen haben dafür ihren Namen auf 
ein großes Banner schreiben lassen, das wir am 
14. November 2012 persönlich dem Europäischen 
Parlament präsentierten und diesem überreich-
ten (siehe Foto). 

Wie geht es nun weiter? Zunächst gilt es, das 
eindeutige Signal aus Europa in die ganze Welt 
zu verbreiten. Das Europäische Parlament unter-
stützt das Ziel einer Welt ohne Atomwaffen und 
jetzt müssen weitere Schritte in diese Richtung 
gegangen werden. Mit Blick auf die Vereinigten 
Staaten hoffen wir auf positive Entwicklungen 
während der zweiten Amtszeit Präsident Obamas. 
Die Bestätigung des Abrüstungsbefürworters 
Chuck Hagel zum neuen US-Verteidigungsminis-
ter ist ein Zeichen, das Hoffnung weckt.

�  Philip Grinsted
Student der Politikwissenschaft und 

Soziologie an der TU Darmstadt, 
Kontakt: philip.grinsted@gmail.com

Eindeutiges Zeichen  
vom Europäischen Parlament
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Auf Einladung Norwegens untersuchten 130 
Staaten die humanitären Auswirkungen von 
Atomwaffen. Die einzige logische Konsequenz: 
ihre Abschaffung. Mexiko begründet mit der 
Folgekonferenz eine neue Initiative hin zu ei-
nem völkerrechtlichen Verbotsvertrag. 

Die neueste Abkürzung der Abrüstungsbewegung 
ist CHC. Das steht für »Catastrophic Humanita-
rian Consequences« (katastrophale humanitäre 
Folgen) und ist die Kernbotschaft, die die »In-
ternationale Kampagne zur Ächtung der Atom-
waffen (ICAN)« in der Öffentlichkeit und bei den 
Regierungen der Welt mit dem Thema Atomwaffen 
verknüpfen will. 

Vom 3.–4. März haben sich 127 Staaten sowie 
UN-Organisationen zu einer diplomatischen Kon-
ferenz in Oslo getroffen, um sich ein Bild von den 
humanitären Folgen eines Atomwaffeneinsatzes 
zu machen. Dieser neue Fokus auf die Auswirkun-
gen ist ein historischer Durchbruch, den die Inter-
national Campaign to Abolish Nuclear Weapons 
(ICAN, Internationale Kampagne zur Abschaffung 
von Atomwaffen) seit ihrer Gründung 2007 ein-
fordert. Als Partner der norwegischen Regierung 
hat ICAN am Wochenende zuvor das Civil Society 
Forum abgehalten.  

Die norwegische Regierung steht mit dieser 
Staatenkonferenz als NATO-Mitglied unter star-
kem Druck der »nuklearen Allianz«, da sich die 
NATO-Besitzerstaaten Frankreich, Großbritanni-
en und die USA dagegen sträuben, die humanitä-
ren Auswirkungen ihrer Waffen zu thematisieren. 
Dennoch waren fast alle anderen NATO-Staaten 
zur Konferenz erschienen. Neben Deutschland 
ergriffen auch die Türkei, die Niederlande, Itali-
en und Kanada das Wort – bis auf letztere lagern 
alle noch einsatzbereite US-Atomwaffen auf ih-
rem Territorium. 

Zum Abschluss der Konferenz hat Mexiko ange-
kündigt, Ende des Jahres eine Folgekonferenz 
auszurichten, was die Konferenz zu den huma-
nitären Auswirkungen von Atomwaffen in einen 
Prozess münden lassen könnte: Staatenvertre-
ter und die Zivilgesellschaft im Saal sowie vor 
dem Konferenzgebäude brachen in Jubel aus. 
Der Weg, inakzeptable Waffenarten durch ei-
nen völkerrechtlichen Vertrag zu verbieten, der 
nicht vom ersten Tag an universell sein muss und 
eine offene Architektur aufweist, war schon mit 
Landminen und mit Streumunition erfolgreich. 
Ein expliziter Verbotsvertrag würde den Weg für 
die transparente und gegenseitig verifizierbare 
Vernichtung der Atomwaffen ebnen. 184 Staaten 
haben schon heute keine Atomwaffen. Sie müs-
sen ihrer Verantwortung gerecht werden und den 
Druck auf die Atomwaffenstaaten erhöhen, diese 
tickende Zeitbombe endlich zu entschärfen.

Oslo änderte den Diskurs über Atomwaffen, 
baute die Unterstützung für einen Verbotsver-
trag aus und setzte mit der Ankündigung einer 
Folgekonferenz einen Prozess in Gang. Der Zug 
ist abgefahren, er verlässt gerade den Bahnhof: 
Wir sind an Bord, die  Atomwaffenstaaten stehen 
verlassen auf dem Gleis. Und auch wenn wir nicht 
ganz sicher sind, welchen Weg der Zug nimmt, wir 
wissen, wohin er rollt – und dass alle Weiteren 
zusteigen können.

 Xanthe Hall und Leo Hoffmann-Axthelm 
im Blog von atomwaffenfrei.jetzt 

Eins: Eine Konferenz – Zwei: Ein Prozess – Drei: Ein Vertrag  

Historische Konferenz in Oslo bereitet  
den Boden für einen Verbotsvertrag

Vor den Konferenz der Diplomaten, gab es einen eigene Konferenz von ICAN (International Campaign for Nuclear Abolition)
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Wahlprogramme 2013
Was steht in den Entwürfen?

Die Linke
Die letzten noch in Deutschland 
st at ionier ten US-Atomwaf fen 
müssen sofort abgezogen werden.

Die FDP
Unser Ziel ist die Stärkung der 
nuklearen, radiologischen, che-
mischen und biologischen sowie 
konvent ionellen Kontroll- und 
Nicht verbreitungsregime. Die 
universelle Anwendung der in-
ternat ionalen Ver tragsregime 
und Verhaltenskodizes ist unser 
erklärtes Ziel. Speziell im Rahmen 
der nuklearen Rüstungskontrolle 
setzen wir uns konsequent für eine 
umfassende Stärkung des Nukle-
aren Nichtverbreitungsvertrages 
und für ein Inkrafttreten des Test-
stoppvertrages ein. Darüber hinaus 
wollen wir aber auch neue Wege 
gehen, um über die bisher igen 
Konventionen hinaus die weltweite 
Abrüstung voranzutreiben und zum 
Beispiel aktiv für den Beitritt von 
Nichtvertragsstaaten zum Biowaf-
fen sowie dem Chemiewaffenver-
botsübereinkommen werben. An 
dem Ziel eines Abzugs taktischer 
Nuklearwaffen aus Europa halten 
wir fest. 

Bündnis 90/Die Grünen
Wir wollen den Abzug aller Atom-
waffen aus Deutschland und kämp-
fen für global zero, für eine Welt 
ohne Atomwaffen.

SPD
Abrüstung, Nichtverbreitung und 
Rüstungskontrolle sind für uns 
zentrale Überlebensfragen von 
morgen. Unser Ziel bleibt eine Welt 
ohne Atom- und Massenvernich-
tungswaffen. Wir unterstützen re-
gionale Ansätze für Zonen frei von 
Massenvernichtungswaffen. Wir 
wollen, dass im Rahmen eines ge-
samteuropäischen Abrüstungsver-
trages die verbliebenen taktischen 
Atomwaffen aus Deutschland abge-
zogen werden.

Telefonkonferenz mit  
Abgeordneten am 21. Mai
Unsere Reihe von Telefonkonfe-
renzen mit Bundestagsabgeord-
neten setzen wir am 21. Mai 2013 
mit der abrüstungspolit ischen 
Sprecherin der SPD fort. Uta Zapf 
steht den FreiRaum-LeserInnen ab 
17 Uhr Rede und Antwort. Wenn Sie 
dabei sein wollen, melden Sie sich 
bitte bis zum 20. Mai 2013 an (sie 
erhalten dann die Einwahldaten). 
E-Mail: redaktion@pressehuette.de
oder Telefon: (0 71 71) 18 20 58



Stopp Trident
Mitte April traf sich »Abolition 
2000« in Edinburgh als Zeichen 
der Solidarität für den Einsatz für 
ein atomwaffenfreies Schottland. 
Die schottischen Bürger können 
abstimmen, ob sie in einen atom-
waffenfreien Staat leben wollen. 
In Schottland wird es im nächsten 
Jahr ein Referendum geben, um 
über die Unabhängigkeit abzustim-
men. Die Stationierung der atomar 
angetriebenen und bewaffneten 
U-Boote in Faslane wird im schot-
tischen Parlament abgelehnt. Die  
britische Regierung will die auf den 
U-Booten befindlichen Trident-Ra-
keten erneuern. Da diese einzigen 
Atomwaffen des Vereinigten König-
reiches in Schottland stationiert 
sind, schafft das Referendum nicht 
nur die Möglichkeit, dass Schott-
land atomwaffenfrei wird, sondern 
auch das Vereinigten Königreich 
auf Abrüstungskurs zu bringen. 

 Eine Resolution »Über ein atom-
waffenfreies Schottland zu einer 
atomwaffenfreien Welt«, stellte 
den lokalen Kampf für eine atom-
waffenfreie Welt in den weltwei-
ten Zusammenhang. Sie wurde im 
Schottischen Parlament an die 
anwesenden Abgeordneten und 
bei der Mahnwache in Faslane an 
einen diensthabenden Of f izier 
übergeben.

Bei den Verabschiedungen hieß es 
oft: »Wir sehen uns in Genf«  oder 
»Wir sehen uns in Büchel«.
� (wsh)  

»Unser Mut wird langen nicht 
nur für Mutlangen« – Was die 
Friedensbewegung bewegt hat 
Do. 13. Juli um 20:00 Uhr in der 
Aula des Gymnasiums Aachern

Wolfgang Schlupp-Hauck, 
Pressehütte Mutlangen
Vortrag und Diskussion 
Moderation: Ralf Caspary, SWR

Eintritt frei, Karten erhältlich: 
(0 78 41) 6 42 17 60  
oder  juniorakademie
@gymnasium-achern.de

Der Vortrag wird vom SWR aufge-
zeichnet und wird im Hörfunk SWR 
2 Kultur – Aula  und im Fernsehen 
SWR Teleakademie gesendet. Wei-
tere Infos www.swr.de Initiativen

Beim Besuch der Bundestagskuppel
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Es arbeiten unter dem Dach des Youth Future Pro-
ject verschiedenste Jugendinitiativen - auf loka-
ler bis internationaler Ebene – an einem gemein-
samen Ziel: Dem gesellschaftlichen Wandel hin zu 
mehr Frieden, Gerechtigkeit, Umweltschutz und 
nachhaltiger Entwicklung von Wirtschaft, Politik 
und Zivilgesellschaft.

Die Jugendlichen des Youth Future Project 
übernehmen dabei Verantwortung für die Zukunft 
von Mensch und Erde und verstehen sich als Bot-
schafter der «Right Livelihood” - einem Leben 
und Handeln im Einklang mit Mensch und Natur.

Right Livelihood Award
Die Right Livelihood Award Stiftung zeichnet 
Menschen mit dem »Alternativen Nobelpreis« 
aus, die Lösungen zu den dringlichsten Proble-
men unserer Zeit finden. Dabei geht es nicht nur 
um gute Ideen, sondern um Taten, um Erfolge, 
die einst belächelte Utopien in beispielhafte 
Wirklichkeit verwandeln. Der »Alternative Nobel-
preis« unterstützt seine Preisträger direkt und 
verhilft ihnen zu internationaler Anerkennung. 
Viele Preisträger arbeiten in Ländern, deren Re-
gimes dem Einsatz für Menschenrechte, Frieden 
und Gerechtigkeit mit Folter und Unterdrückung 
begegnen. Der Preis verleiht diesen Menschen 
Schutz, fördert ihre Arbeit und bringt ihre Mut 
machenden Lösungsansätze auf die Schreibtische 
jener, die Entscheidungen treffen.

Menschen träumen lassen 
In welcher Welt leben wir? Und in welcher Welt 
wollen wir leben? Wir wollen alle Jugendlichen 
dazu motivieren, ihr eigenes selbstbestimmtes 
Leben zu führen, auf ihre Herzen zu hören und 
Ihnen die Plattform bieten, sich in unbekann-
ten Gebieten auszutoben. Wir wollen jedem ein-
zelnen die Chance geben, zu träumen und seine 
Ideale zu leben. 

Nachhaltigkeits-Konferenz 
Unser nächstes großen Projekt ist die Youth Fu-
ture Konferenz vom 1. bis 7. September 2013 in 
Bonn – eine europaweite Nachhaltigkeits-Kon-
ferenz für junge Erwachsene. 

Zu dieser werden 120 Studierende und Freiwilli-
gendienstleistende aus verschiedensten Studien-
richtungen und Engagementhintergründen (eher 
Gruppen)aus ganz Europa eingeladen. Zugleich 
kommen ca. 20 internationale Promovierende 
und ca. 6 Preisträger des Right Livelihood Award 
(»Alternativer Nobelpreis«) und des Deutschen 
Umweltpreises sowie zahlreiche weitere Exper-
ten und Vorbilder nach Bonn. Gemeinsam und 
auf Augenhöhe werden sie sechs Tage lang inter-
disziplinär und multiperspektivisch an drängen-
den Herausforderungen und zukunftsweisenden 
Lösungsansätzen im Themenfeld Nachhaltigkeit 
arbeiten. 

Im Rahmen von Workshops, Vorträgen und 
öffentlichen Podiumsdiskussionen lernen die 
Teilnehmer die Sicht- und Handlungsweisen wich-
tiger Akteure kennen und bekommen so ein ganz-
heitliches Verständnis selbst multidimensionaler 
Herausforderungen.

Eine Anmeldung ist ab dem 1. Mai 2013 möglich. 
Weitere Infos unter
www.youthfutureproject.org/bonn2013

Wir sind immer auf der Suche nach Unterstützung 
für unsere vielfältigen Projekte und freuen uns 
auf Spenden oder auch direktes Engagement von 
jungen Persönlichkeiten! Bitte gerne melden.

Kontakt
Jonas Rohlof, jonas@youthfuture.de
www.youthfutureproject.org

Was ist das Youth Future Project ?
Das Youth Future Project ist ein gemeinnütziger Verein, der im Jahr 2009 von sechs Studenten mit 
dem Ziel gegründet wurde, Jugendliche mit Preisträgern des «Alternativen Nobelpreises” (Right 
Livelihood Award) zusammen zu bringen, damit ein Austausch zwischen großen Vorbildern unse-
rer Zeit und der nachfolgenden Generation stattfinden kann. 
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MdB Barthle macht den Briefträger
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Frühstücken und diskutieren

Mutlangen Um zu erfahren, was der 
Friedensbewegung am Herzen liegt, be-
suchte der Bundestagsabgeordnete Nor-
bert Barthle die Pressehütte zu einem 
friedenspolitischen Frühstück. Begleitet 
wurde er von Mutlangens Bürgermeister 
Peter Seyfried.

Der Frühstückstisch war gedeckt, da kam 
die Nachricht, dass Herr Barthle sich ver-
späte, eine Telefonkonferenz zur Zypern-
krise halte ihn auf. Mit einer halben Stunde 
Verspätung begann das friedenspolitische 
Frühstück. Der CDU-Abgerodnete bekam 
zunächst einen Brief an den CDU General-
sekretär Hermann Gröhe überreicht. Darin 
stellten die Friedensbewegten fest: »Nuk-
leare Abrüstung braucht einen rechtlichen 
Rahmen« und fordern »Deutschland muss 
deutliche Zeichen für eine Welt frei von 
Atomwaffen setzen«. Wolfgang Schlupp-
Hauck erläuterte die wichtigen Punkte: 
Abzug der letzten Atomwaffen aus Deutsch-
land,  Ablehnung der Modernisierung von 
Atomwaffen und der Verhandlungsbeginn 
für einen allgemeingültigen Verbotsvertrag 
für Atomwaffen.

In dem Brief wurde ein Formulierungsvor-
schlag für das neue Regierungsprogramm 
zur kommenden Bundestagswahl gemacht. 
Norbert Barthle sicherte zu, den Brief an 
den CDU-Generalsekretär in Berlin wei-
terzugeben: »Ich mache dies gerne, denn 
bereits heute steht im Koalitionsvertrag, 
dass wir für den Abzug eintreten. Dies soll 
aber im Einklang mit den Bündnispartnern 
geschehen.« 

Wolfgang Schlupp-Hauck erklärte, dass 
es wichtig sei, dies im Regierungsprogramm 
festzuhalten, dies sei auch eine Unterstüt-
zung der Abrüstungspläne des US-Präsiden-
ten Obama. Bürgermeister Seyfried erklär-
te: »Ich unterstütze als Mitglied von Mayors 
for Peace diese Anliegen.« Er kündigte an, 
einen eigenen Brief zu schreiben. 

Marianne Späh forderte Barthle auf, 
sich für einen Stopp der Rüstungsexporte  
einzusetzen, »denn unsere Waffen töten 
und schaffen Vertreibung auf der ganzen 
Welt.« Barthle entgegnete, dass von der 
Rüstungsproduktion viele Arbeitsplätze 
abhingen, auch in unserer Region. Er könne 
sich dieser Forderung nicht so anschließen. 

Die Schülerin Laura Petralito forderte das 
Geld sinnvoller einzusetzen. Es sei bes-
ser, Schulen und Krankenhäuser zu bauen, 
als Gewehre, Bomben und Kampfdrohnen. 
Barthle widersprach. Es gebe Situationen, 
in denen es nötig sei, Interessen durchzu-
setzen und dazu benötige man Stärke, auch 
durch Waffen. Außerdem werde der Militär-
haushalt immer wieder gekürzt, während 
der Sozialhaushalt wachse. 

Lotte Rodi wünschte, dass mehr Geld in 
zivile Friedens- und Versöhnungsarbeit 
fließen solle, dies seien »echte Zukunfts-
investitionen.« 

Friedensbewegung nutzt  den Wahlkampf

Brief nach Berlin

Mit einem Besuch von Christian Lange 
wurde die Reihe der friedenspolitischen 
Frühstückgespräche in der Pressehütte 
fortgesetzt. Der SPD-Abgeordnete brach-
te den Entwurf des SPD Regierungspro-
gramms, um über die Fragen nukleare 
Abrüstung und Rüstungsexporte mit der 
Friedensbewegung zu diskutieren.

Wolfgang Schlupp-Hauck trug die Forderun-
gen der Kampagne »atomwaffenfrei.jetzt« 
vor. Lange erklärte: »Ihre Forderungen sind 
bei der SPD gut aufgehoben« und zitierte 
aus dem Entwurf des SPD-Regierungspro-
gramms: »Unser Ziel bleibt eine Welt ohne 
Atom- und Massenvernichtungswaffen. Wir 
unterstützen regionale Ansätze für Zonen 
frei von Massenvernichtungswaffen. Wir 
wollen, dass im Rahmen eines gesamt-
europäischen Abrüstungsvertrages die 
verbliebenen taktischen Atomwaffen aus 
Deutschland abgezogen werden.« Das ist 
den Friedensbewegten zu wenig. »Was im 
Programm steht ist gut, könnte aber besser 
sein;« bilanzierte Schlupp-Hauck. 
Das Ziel werde nur allgemein benannt, aber 
kein konkreter Weg aufgezeigt. Er vermisse 
einen Hinweis auf Verhandlungen für einen 
Verbotsvertrag. Volker Nick schloss sich 
mit dem Hinweis an, er höre kein Wort zur  
Modernisierung, dabei sollten doch  genau 
die Bomben, die in Büchel lagern, erneuert 
werden: »Die Bundeswehr müsste dafür eben-
falls ihre Kampfflugzeuge modernisieren. 

Das sind Kosten, die die Bundesregie-
rung genehmigen muss. Hier können wir 
entscheiden.«  Lange machte deutlich: 
»Die of fene Formulierung schaf f t Ver-
handlungsspielraum. Die Forderung nach 
Abzug, bedeutet, dass wir keine neuen 
modernisierten Bomben wollen.« Lange 
kündigte an, dass er für die nukleare Ab-
rüstung Flagge zeigen werde, mit einer 
Abrüstungsbotschaft auf der Kampagnen-
Homepage. Christa Schmaus kritisierte, 
dass Deutschland als drittgrößter Waffen-
exporteur Waffen auch in den Nahen Osten 
liefere, z. B. Panzer an Saudiarabien. Lange 
stimmte ihr zu. 
Die SPD wolle zurück zu den restriktiven Ex-
portrichtlinien der rot-grünen Regierungs-
zeit: »Rüstungsexporte in Krisengebiete 
und in Länder, in denen die Menschenrechte  
massiv missachtet und verletzt werden,  
lehnen wir ab.« 

Silvia Bopp fragte, ob Lange befürworte, 
dass atomwaffenfähige U-Boote nach Is-
rael geliefert worden seien. Lange erklärte,  
dass Israel gegenüber eine besondere Ver-
pflichtung bestehe. Die Verwendung der 
U-Boote sei Sache Israels, man könne z.B. 
auch nicht kontrollieren, ob auf einem Last-
wagen Raketenwerfer aufgebaut würden.

Marianne Späh bemängelte, dass die Rüs-
tungsexporte hinter verschlossenen Türen 
von der Bundesregierung genehmigt wür-
den. Lange erklärte, die SPD wolle ein par-
lamentarisches Gremium schaffen, »das bei 
zentralen Waffenexportscheidungen die 
Bundesregierung kontrolliert«. Wichtig sei 
auch, Verstöße gegen Endverbleibsklauseln 
streng zu sanktionieren.

Christian Lange zeigt Flagge für Abrüstung

FreiRaumPressehüttte
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Wir fahren zur UNO nach Genf
Die Jugend-Aktionsreisen zur den Verhandlungen 
über den Atomwaffensperrvertrag waren für alle 
Beteiligten immer ein eindrückliches Erlebnis. 
Dieses Mal werden wir mit einem kleinen Film-
team die Verhandlungen begleiten: Isabel Huber 
von »Strahlendes Klima«, die Schülerin Xenia 
mit ihrer Mutter Xenia Reifegerst und Wolfgang 
Schlupp-Hauck. Wir werden die Aktivitäten der 
Nichtregierungsorganisationen für unser Filmpro-
jekt »Unser Mut wird langen – nicht nur in Mutlan-
gen« aufnehmen. Aktuelles finden Sie in dem Blog  
www.strahlendesklima.de/atomwaffenfrei-jetzt 

Für unsere Reisekosten, das Film-Equipment, die Filmbearbeitung bitten wir um Ihre Unterstützung. 
Jede Spende an die Friedenswerkstatt von 5, 10, 20 Euro hilft, das Projekt zu verwirklichen. 

Spenden bitte mit Stichwort »Filmprojekt«.

Isabel Huber, Xenia Reifegerst und Wolfgang Schlupp-Hauck 
sind als Filmteam der Pressehütte in Genf

Karikatur: 
Peter Musil



Gefahren und Chancen

Die Krisen um Nordkorea und Iran 
mahnen das Verbot der Atomwaffen 
und den Ausstieg aus der Atom
energie an. Seiten 1 und 3

Unterstützung für den Atomwaf-
fenabzug  aus dem Europaparla-
ment. Seite 4

Die Bundestagswahl naht.  Die For-
derungen sind in den Wahlkampf 
einzubringen. Im Blick Seiten 4 
bis 8, FreiRaum Seite 11

Eine Konferenz macht Hoffnung: In 
Oslo ist der Zug zum Atomwaffen-
verbot gestartet. Seite 9

Das »Youth Future Project« stellt 
sich vor. Seite 10
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»Die jüngste Runde der Eskalation begann An-
fang März, als der UN-Sicherheitsrat auf Drängen 
der USA neue, besonders harte Sanktionen über 
Nordkorea verhängte. Die USA führten gemein-
same Manöver mit Südkorea durch und üben im 
südlichen Teil der Halbinsel tatsächlich den Ab-
wurf von Atomwaffen auf Nordkorea«, erklärte 
Regina Hagen beim Ostermarsch in Nürnberg. 
»Der Norden drohte, den Süden in ein »Meer von 
Flammen« zu verwandeln und die USA mit Atom-
waffen anzugreifen. Und jetzt schickten die USA 
auch noch ihr modernstes Fluggerät, den atom-
waffenfähigen Tarnkappenbomber  F-22, nach 
Südkorea.« 

Hintergründe verstehen
Der Koreakrieg von 1950 sei eine traumatische 
Erfahrung, die man berücksichtigen müsse, wenn 
man das nordkoreanische Verhalten verstehen 
wolle, erklärt Volker Nick. Man dürfe nicht ver-
gessen,  dass die USA in Nordkorea systematisch 
alle Großstädte bombardierten: »Es war ein Ver-
nichtungskrieg verheerender als in Vietnam.« 
450.000 Tonnen an Bomben wurden abgeworfen, 
darunter 3.281.270 Liter Napalm. 

Dr. Mark Byung Moon Suh,  südkoreanischer 
Politikwissenschaftler in Berlin, erläutert: 1948 
wurde Korea geteilt entsprechend der sowjeti-
schen und US-amerikanischen Besatzungszonen. 
Beide Staaten akzeptierten die Teilung ihres 
Landes nicht. 1950 wollte zunächst Nordkorea es 
militärisch wiedervereinigen, dann Südkorea mit 
Unterstützung der USA. China griff auf der Seite 
Nordkoreas mit einer massiven Militärinterven-
tion ein. Nach drei Jahren endete der Krieg 1953 
mit einem Waffenstillstandsabkommen. 

Das Problem der Teilung blieb ungelöst. Die USA 
und Japan lehnen eine völkerrechtliche Aner-
kennung Nordkoreas ab. Dieses befürchtet eine 
Invasion und baut deshalb seit 50 Jahren die 
Verteidigung des Landes aus. Mit den eigenen 
Atomwaffen fühlt es sich sicherer. 

Eine Chance auf einen Ausweg aus dieser fa-
talen Dynamik und damit längerfristig auch auf 
die Überwindung der Diktatur in Pjöngjang sieht 
der Journalist Andreas Zumach nur, »wenn die 
USA ihr Genfer Abkommen mit Nordkorea vom 
Oktober 1994 wiederbeleben. Darin versprach 
die Clinton-Administration nicht nur die Liefe-
rung von Nahrungsmitteln, verbilligtem Öl und 
von – für militärische Zwecke unbrauchbaren 

– Leichtwasserreaktoren. Washington gab auch 
eine Nichtangriffsgarantie ab.« Diese Zusagen 
wurden durch Präsident Bush zurückgenommen. 
Die Nichteinhaltung von Vereinbarungen und die 
eskalierende Sanktionspolitik verschlimmern 
die Krise. Der Westen muss seine Politik ändern.

Richtige Schlüsse ziehen
In der ZDF-Talkshow mit Markus Lanz erklärte 
Hans-Dietrich Genscher: »Peking zeigt in dieser 
ernsten und schwierigen Situation ein hohes Maß 
an Verantwortung, in dem sie ihren Schutzbe-
fohlenen sagen, »ihr geht hier zu weit«. Es kann 
nicht dabei bleiben, nur diese Krise zu beenden. 
Sie ist so ernst, weil es um Atomwaffen geht, um 
Vernichtungswaffen. Ich will hoffen, dass dies 
die allerletzte Warnung ist, dass wir endlich da-
ran gehen, diese Atomwaffen weltweit zu besei-
tigen, damit wir nicht mehr mit solchen Krisen 
konfrontiert werden. Wir müssen der nuklearen 
Abrüstung mehr Impulse geben.«

�  whs

Atomkriegsdrohungen unterstreichen die Not-
wendigkeit unserer Abrüstungsforderungen
Nordkorea wird in den Kommentaren als unberechenbarer Staat dargestellt. Eine genauere Be-
trachtung wird seine atomaren Drohungen zwar nicht billigen, aber mit der Schuldzuweisung an 
der Eskalation differenzierter umgehen.

Die Atomkriegsdrohungen von 
Nordkorea und das angebliche 
Streben des Iran nach der 
Atombombe werden die Debat-
ten der diesjährige NPT-Prep-
Com bestimmen. Ende April bis 
Anfang Mai tagen wieder die  
Diplomaten der 187 Mitglieds-
staaten des Atomwaffensperr-
vertrages (NPT) in der Vorberei-
tungskommission der Überprü-
fungskonferenz 2015. (Prep-
Com). Wir sind mit einer kleinen 
Delegation dabei.


